
 

BÖLW zu Bio-Entwicklung 
Bundesregierung muss Bio-Bremse lösen 
Umstellung der Flächen auf Bio bleibt hinter Marktwachstum zurück  

 

Berlin, 25.06.2021. Bio boomte am Markt 2020 wie nie. Bürgerinnen und Bürgern unterstützten 

den Umbau der Landwirtschaft und sorgten mit einem Umsatz von 15 Mrd. € für ein Umsatzplus 

von 22 % - trotz und wegen Corona. Die aktuell veröffentlichten offiziellen Öko-Flächenzahlen 

bestätigen nun, dass 2020 auch viele Bauern, Verarbeiter und Händler überall in Deutschland 

Bio-Chance ergriffen haben und so Landwirtschaft und Ernährung umbauen.1  

 

Peter Röhrig, Geschäftsführer des Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), kommen-

tiert: 

 

„Bio kam 2020 weiter voran und damit mehr Umwelt- und Tierschutz in die Land- und Lebens-

mittelwirtschaft. Es ist aber kritisch, dass die Bio-Umstellung der Höfe weit hinter der Marktent-

wicklung zurückbleibt. Wenn zu wenig Höfe auf Bio setzen2, wird Nachhaltigkeits-Potential ver-

schenkt. Denn es kommt weniger Artenvielfalt-, Gewässer- und Klima-Schutz in die Landwirt-

schaft. Auch der Umbau der Tierhaltung bleibt stecken.  

 

Die Bundesregierung verfehlt mit der gebremsten Umstellung ihre eigenen und Europas Öko-

Ziele, die für Nachhaltigkeit des Ernährungssektors sorgen sollen. Deutlich ist, dass die Zu-

kunftsstrategie Ökolandbau, mit der die Bundesregierung Bio voranbringen wollte, nicht ausrei-

chend umgesetzt wird. Die Ausgaben für die Bio-Forschung liegen trotz Wissensstau unter 2 % 

der gesamten Agrar-Forschungsmittel.  

 

Besondere kritisch sind für die Bio-Bauern und ihre Kollegen, die umstellen wollen, die Pläne für 

die nationale Umsetzung der EU-Agrarpolitik. Denn was die Bundesregierung mit der GAP vor-

hat, droht den Umbau der Landwirtschaft vollends zu blockieren. Öko-Bäuerinnen und -Bauern 

sollen nicht wie alle anderen Betriebe an allen EcoSchemes teilnehmen dürfen – und damit für 

zusätzliche Umweltleistungen honoriert werden. Die Unterstützung, die den Bauern durch ge-

kürzte Mittel aus der ersten Säule fehlt, könnten die Bio-Bauern dann nicht ausgleichen. Wir ap-

pellieren an Agrarministerin Klöckner und Umweltministerin Schulze, diese Bio-Bremse zu lösen! 

Alle Bäuerinnen und Bauern sollten an den EcoSchemes teilnehmen dürfen und die Gelegenheit 

haben, mit zusätzlichen, honorierten Umweltleistungen Landwirtschaft nachhaltiger zu machen.  

 

 
1 Vergangenes Jahr stellten jede Woche stellten 24 Höfe auf Öko-Landwirtschaft um; ebenso wechselten 20 Lebens-
mittelhersteller pro Woche zu Bio oder gründeten Bio-Unternehmen. 
2 Eine Rechnung, die aufzeigt, wie viel Umstellung es braucht für die deutschen Öko-Ziele und die Ziele Europas des 
Green Deal/Farm to Fork-Strategie, senden wir Ihnen gern zu. 

https://www.boelw.de/news/die-bio-branche-2021/
https://www.boelw.de/news/die-bio-branche-2021/
https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/105-strukturdaten-oeko-landbau.html;jsessionid=F580D53A2D263D02CDFC73DBB7AA86D0.live842


 

Bio-Betriebe mitzunehmen und den Kollegen die Chance zu Umstellung zu geben, ist besonders 

wichtig. Denn die Wissenschaft zeigt, dass das mit dem System Öko-Landwirtschaft Umwelt-, 

Klima- und Tierschutzziele wirksam erreicht werden.“ 

  

Hintergrund 

Damit das 25 % Öko-Ziel erreicht werden kann, sind folgende 10. Maßnahmen entscheidend für 

die Arbeit der Bundesregierung, ausführlicher beschrieben finden Sie diese im BÖLW-Grund-

satzpapier zur Bundestagswahl: 

 

1. Umweltleistungen honorieren, Öko-Landbau stärken: 70 % der EU-Agrargelder in 

Nachhaltigkeit investieren! 

 

Die Gemeinsame europäische Agrarpolitik (GAP) bestimmt mit Milliarden Euro, welche Landwirt-

schaft sich lohnt. Rentieren muss sich, was wirklich artenfreundlich, klimaschonend und wasser-

schützend ist. Bio ist dafür als System-Ansatz Pionier und Vorbild und wirkt heute schon auf 

zehntausenden Betrieben und Millionen Hektaren. Doch (Bio-)Bäuerinnen und -Bauern können 

Ressourcen nur schützen, wenn sie mit ihren Umweltleistungen auch Ein-kommen erzielen. Da-

mit bestehende und neue Bio-Betriebe Planungssicherheit haben, müssen die Budgets für die 

Öko-Förderung schrittweise erhöht werden – auch durch eine entsprechend zweckgebundene 

Mittelumschichtung von den Direktzahlungen in den Umwelttopf der EU-Agrarpolitik. Wichtig: 

Die neue GAP muss auch in Deutschland das 25 % Öko-Ziel des Green Deal umsetzen, dazu 

muss Bio europäisch und national stärker und besser verankert werden. 

 

2. Tierhaltung umbauen – Bio-Tierhaltung als Leitstandard setzen! 

 

Schweine müssen im Stroh wühlen, Hühner picken und Rinder grasen können. Das Kompetenz-

netzwerk Nutztierhaltung der Bundesregierung (Borchert-Kommission) empfiehlt ebenso wie der 

wissenschaftliche Agrar-Beirat der Bundesregierung, Tierhaltung grundlegend umzubauen. Das 

tut auch Not mit Blick auf Klima-, Gewässer- und Tierschutz. Entscheidend dafür ist eine solide 

Finanzierung des Umbaus durch eine Abgabe auf tierische Produkte. Bio muss als Leitstandard 

fest in alle Umbaupläne integriert werden. 

 

3. Gesundes und klimafreundliches Essen für alle ermöglichen – Agrar- und Ernäh-

rungspolitik mit Bio umfassend und wirksam auf Nachhaltigkeitsziele ausrichten! 

 

“Eine umfassende Transformation des Ernährungssystems ist sinnvoll, sie ist möglich, und sie 

sollte umgehend begonnen werden” – das sagt der wissenschaftliche Beirat (WBAE) des Bun-

deslandwirtschaftsministeriums. 100 Mrd. € für Folgekosten ungesunder Ernährung pro Jahr und 

ein viel zu großer ökologischer Fußabdruck zeigen deutlich, dass der Umbau vom Acker bis zum 

Teller drängt. Statt sich weiter in unwirksamen Mini-Projekten und -Initiativen zu verzetteln, ohne 

an den relevanten politischen Rahmenbedingungen des Ernährungssystems etwas zu ändern, 



 

muss die nächste Bundesregierung eine nationale Strategie für eine nachhaltige Ernährung in 

einem partizipativen Prozess und unter aktiver Mitwirkung von Ernährungs-, Gesundheits-, Bil-

dungs-, Sozial- und Umweltministerium und den Bundesländern entwickeln. Und dazu eine 

„Task Force nachhaltige Ernährung”, unter aktiver Beteiligung der genannten Ressorts mit jährli-

cher Berichtspflicht an den Deutschen Bundestag und die Öffent-lichkeit, einrichten. 

 

4. Gentechnik regulieren – Wahlfreiheit sichern und Vorsorgeprinzip umsetzen! 

 

Jeder darf in Europa zugelassene Gentechnik-Pflanzen verkaufen oder an ihnen forschen. Doch 

ein Großteil der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland und der EU lehnen Gentechnik aus gu-

ten Gründen auf dem Acker und dem Teller ab. Nur wenn Gentechnik wie Gentechnik reguliert 

wird, können alle entscheiden, was sie essen und wie sie Land bewirtschaften oder Lebensmittel 

herstellen wollen. Eine moderne Gentechnik-Regulierung sichert Wahlfreiheit, setzt das Vor-

sorge-Prinzip um und schützt die vom Markt nachgefragte, gentechnikfreie Pro-duktion. 

 

5. Umweltschädliche Subventionen abschaffen – Nachhaltigkeit als Voraussetzung 

für Wirtschaftsförderung verankern! 

 

Öko-Mühle oder Kohlekraftwerk – egal, Hauptsache (neue) Arbeitsplätze? Könnte man den-ken, 

wenn man die aktuelle Wirtschaftsförderung anschaut. Viel zu lange wurde nur auf Wachstum 

geschielt und bei Investitionen ignoriert, ob Unternehmen nachhaltig wirtschaften oder nicht. Da-

mit Wirtschaft wieder Wert schafft, müssen umweltschädliche Subventionen gestoppt und nach-

haltig wirtschaftende Unternehmen gezielt unterstützt werden, u. a. durch eine Reform der 

Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgaben „Agrarstruktur & Küstenschutz“ (GAK) bzw. „Verbesse-

rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW). In der Bio-Branche finden sich viele Unterneh-

men, die eine ideale Blaupause für transformatives Wirtschaften sind, entlang klar definierter Kri-

terien arbeiten, von einem wirksamen Kontrollsystem engmaschig kontrolliert werden und mit 

Produktionsprozessen und an Produkten arbeiten, die Mensch und Umwelt zu Gute kommen. 

 

6. Artenvielfalt stärken, Böden, Klima & Wasser schützen ohne Pestizide wie Gly-

phosat und Kunstdünger – mit Bio in Landwirtschaft und auf dem Teller! 

 

„Wir werden uns ökologisch ernähren oder gar nicht mehr.“ Diese Erkenntnis setzt sich – mit 

Blick auf Artenschwund oder Klimakrise – auch in der Wissenschaft zunehmend durch. Öko 

bringt Vielfalt auf Äcker und Wiesen und es kommen nur so viele Tiere auf die Fläche, wie Klima 

und Böden aushalten. Entscheidend ist jetzt, dass umweltpolitische Programme und Maßnah-

men im Agrar-Bereich mit Fokus auf den Ökolandbau ausgeweitet werden, damit die Landwirt-

schaft nicht nur auf schmalen Streifen oder in Naturschutzgebieten, sondern direkt auf den Pro-

duktionsflächen umweltverträglich wird. Was Bio als Zehnkämpfer dabei leistet, sollte sehr viel 

besser kommuniziert werden. Ein entscheidender Punkt: ein bundesweites, repräsentatives Mo-

nitoring für ubiquitäre (Hintergrund-)Belastungen durch Pestizide mit jährlicher Be-richterstattung 



 

durch die zuständigen Bundesbehörden sowie wirksame Abgabemodelle für synthetische Pesti-

zide und mineralische Stickstoffdünger. 

 

7. Bio in die Küchen bringen – Öko-Gemeinschaftsverpflegung sorgt für gesunde Me-

nüs und stärkt heimische Höfe! 

 

„Jeder hat ein Recht auf gutes Essen!“ – unter diesem Motto stellte Kopenhagen in nur acht Jah-

ren die gesamte öffentliche Verpflegung von der Kinderkrippe bis zur Seniorenresidenz auf eine 

gesunde Frischküche mit 90 % Bio-Anteil um. Die Kosten der Umstellung: 1 € pro Einwohner 

und Jahr. Die Maßnahmen: verbesserte Verarbeitungs- und Zubereitungskompetenz der Kü-

chen, regionale und saisonale Bio-Rohstoffe sowie weniger Lebensmittelverluste und -reste. Die 

Vorteile: gesundes Bio-Essen aus der Region zum fairen Preis und eine gesicherte Abnahme 

der Öko-Produkte von heimischen Bäuerinnen und Bauern, was deutschen und europäischen 

Zielen von Green Deal bis Klimaschutz entgegenkommt. Was es braucht: Flächendeckende 

Umsetzung nachhaltiger Gemeinschaftsverpflegung mit hohem Bio-Anteil in allen Einrichtungen 

des Bundes (mind. 50 % Bio bis 2030). 

 

8. Nur mit Bio wird aus Innovation Fortschritt – Öko-Forschung stärken! 

 

Nicht jede Innovation ist Fortschritt, das zeigen Atomkraft oder Glyphosat deutlich. Andere Inno-

vationen werden nicht ausreichend anerkannt und genutzt – auch, weil das Innovations-ver-

ständnis vielerorts erst einmal modern werden muss. Das Ergebnis ist fatal: Bio wird in der For-

schungsförderung des Bundes sträflich vernachlässigt, so dass die Potentiale von Bio etwa für 

Klimaschutz und -Anpassung derzeit nicht ausgeschöpft und innovative Lösungen für klima-

freundliche Systeme nicht vorangetrieben werden können: weniger als 2 % der öffentlichen For-

schungsgelder im Agrarbereich fließen in Öko; bei inzwischen 10 % Bio-Fläche und einem Flä-

chenziel von 20 %. Statt das Geld der Steuerzahlenden weiter für umweltschädliche Produkti-

onssysteme zu vergeuden, müssen Agrar- und Forschungsministerium jetzt den Fuß von der 

Bio-Bremse nehmen. Das bedeutet: Etablierung von speziell auf die Öko-Lebensmittelwirtschaft 

zugeschnittener Forschung und Entwicklung, deren Anteil an den Agrar- und Ernährungs-For-

schungsfördermitteln des Bundes bis spätestens 2025 auf 20 % ausgedehnt wird. Denn Öko-

Forschung braucht Öko-Forschungsbedingungen. 

 

9. Fairer Wettbewerb braucht wahre Preise – Kosten für Umweltschäden einrechnen! 

 

Preise müssen die soziale und ökologische Wahrheit sprechen, wenn sie ihre Steuerungsfunk-

tion erfüllen sollen. Denn eine soziale Marktwirtschaft kann nur dann ihre Stärken hinsichtlich In-

novationsdynamik, freier Entwicklungsmöglichkeiten und gleichzeitiger Sicherung einer Grund-

versorgung für alle Teile der Gesellschaft entfalten, wenn die Preise für Produkte und Dienstleis-

tungen die realen Kosten abbilden und wesentliche Kosten nicht sanktionsfrei externalisiert wer-



 

den dürfen. Wirksam dafür: Ein „Push & Pull“-Ansatz, der Gemeinwohlleistungen von Unterneh-

men honoriert und schädliche Inputs wie synthetische Pestizide und Kunstdünger teurer macht, 

die Weiterentwicklung von Bilanzierungsvorschriften im Sinne eines „True-Cost”-Ansatzes und 

eine systematische Überprüfung des deutschen Steuersystems mit dem Ziel, nachhaltiges Wirt-

schaften und Konsumieren steuerlich zu entlasten. 

 

10. Bio-Knowhow für alle – Menschen fit machen für die Ernährungswende mit Öko-

Wissen von der Kita bis zur Hochschule! 

 

Nachhaltig essen und produzieren, das will gelernt sein. Gesund und umweltfreundlich Kochen, 

Backen und Essen kann man genauso wie Sport oder Musik nicht nur an der Tafel lernen – das 

will erlebt, live ausprobiert und geübt werden. Und nur, wenn Emilia und Kevin schon im Kinder-

garten gärtnern und gemeinsam gesund essen und in der Grundschule die Chance bekommen, 

die spannenden Berufsmöglichkeiten in der Bio-Branche kennenzulernen, können sie später 

kompetent beim Thema Essen sein. So lernt die nächste Generation, wie Lebensmittel produ-

ziert werden und können sich für eine entsprechende Ausbildung entscheiden. Und natürlich 

muss Bio in den Ausbildungsgängen kompetent gelehrt und prüfungsrelevant werden – ob in 

Landwirtschaft, Lebensmittelherstellung oder im Handel. 

 
1.891Zeichen (Statement), Veröffentlichung honorarfrei, um ein Belegexemplar wird gebeten, Ansprechpartner: 
BÖLW-Pressestelle, Joyce Moewius, Tel. ++49 30 28482 307 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler von Bio-Lebens-

mitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirt-

schaft in Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 46.000 Bio-

Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die BÖLW-Mitglieder sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökolo-

gisch engagierten Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer Lebensmittelher-

steller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECO-

VIN, GÄA, Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus®eG und Verbund 

Ökohöfe. 

 


